
Städtebaulicher Vertrag nach § 11 BauGB 

zum Bebauungsplan Nr. 527 „Finowtal“ 

Vertrags-Nr.: 61-2023-06 

Zwischen 

der   Stadt Eberswalde  

Breite Straße 41-44  

16225 Eberswalde  

(nachfolgend Stadt genannt) 

vertreten durch den Bürgermeister, 

Herrn Götz Herrmann 

und die IZ GmbH & Co.KG 

Coppistraße 3 

16227 Eberswalde 

(nachfolgend Vorhabenträger genannt) 

vertreten durch Herrn Yuriy König 

wird folgender Vertrag geschlossen: 
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Präambel 

Für den Kern des Vertragsgebietes wurde 2020 vom Eigentümer eine städtebauliche Mach-

barkeitsstudie beauftragt und mit der Verwaltung abgestimmt. 

Die vorliegende Studie stellt die städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten an der nordöstli-

chen Ecke der Kreuzung Eberswalder- / Spechthausener-Straße dar. Aufbauend auf ver-

schiedenen städtebaulichen Varianten wurde ermittelt, wie das Grundstück entwickelt wer-

den kann. Diese Studie liegt dem Bebauungsplan Nr. 527 „Finowtal“ zu Grunde.  

Demnach soll die Ecke an der Eberswalder- / Spechthausener-Straße durch eine vierge-

schossige Bebauung für Büro- und Dienstleistungsnutzungen oder für ein Hotel betont wer-

den. In dieser Bebauung soll auch eine Kindertagesstätte möglich sein. Der ehemalige Fried-

hof soll als private Grünfläche eine für die Öffentlichkeit zugängliche Durchwegung erhalten 

und aufgewertet werden und der süd-östliche Grundstücksbereich soll durch Wohnbebauung 

in offener Baustruktur genutzt werden. Wohnen und Arbeiten soll am Standort Eisenspalterei 

gestärkt werden. Generelle Ziele der Stadtentwicklung Eberswalde wie die Stärkung der Er-

werbsgrundlage, die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum sowie eine auf Klimaschutz und 

Nachhaltigkeit ausgerichtete Entwicklung wurden in die Standortentwicklung integriert. 

Bemühungen des Eigentümers die Flächen des Bethauses durch Beschaffung eines Ersatz-

grundstückes oder Einmietung in den Neubau oder Kauf zu erwerben, blieben bisher ohne 

Erfolg. Die städtebauliche Konzeption funktioniert deshalb auch in einer stufenweisen Um-

setzung. Der Bebauungsplan schafft gleichwertig neue Planungsrechte unabhängig vom Ei-

gentumsbesitz und Zeitpunkt der Umsetzung und sichert die Erschließung des Bethauses. 

Zum rechtskonformen Vollzug der Bebauungsplaninhalte bedarf es weiterer Regelungen in 

diesem städtebaulichen Vertrag. 

Das Vertragsgebiet ergibt sich aus der Anlage 1. 

§ 1 

Gegenstand des Vertrages 

(1)  Gegenstand des Vertrages sind ergänzende Regelungen zum Bebauungsplan Nr. 527         

„Finowtal“ zur Sicherung der Erschließung und plankonformen Nutzung. 

(2)  Das Vertragsgebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) umgrenzten Flurstücke Gemar-

kung Finow, Flur 17, Flurstücke 102, 10 und 9/3 mit einer Fläche von rd. 1,46 ha. (14.564 

m²). Die Grundstücke befinden sich vollständig in privatem Eigentum. Investor für die ge-

plante Neubebauung ist eine in Eberswalde ansässige Firma.  

Das Flurstück 9/3 befindet sich im Eigentum der Leuchter e.V. Gemeinde in Rietberg.  
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§ 2 

Beschreibung des Vorhabens 

Mit der Neubebauung des Gebietes soll eine städtebauliche Betonung der Ecke an der Kreu-

zung Eberswalder- / Spechthausener Straße erfolgen und auch eine bauliche Fassung der 

Straßenräume wieder erlangt werden. Dementsprechend soll die Ecke durch eine mindes-

tens zehn Meter hohe Bebauung für Büro- und Dienstleistungsnutzungen, Gewerbe bebaut 

werden. Im mittleren und südöstlichen Bereich des Gebietes soll eine Wohnbebauung mit rd. 

60 Wohneinheiten in unterschiedlicher Gebäudetypologie (Geschosswohnungsbau, ggf. 

auch Townhouses) entstehen. Diese soll jeweils versetzt zueinander angeordnet werden, da-

mit zwischen den Gebäuden jeweils ein gemeinschaftlich nutzbarer Hof oder Vorplatz ent-

steht (Anlage 2). 

Die Erschließung des Grundstückes soll über eine (private) Stichstraße am südlichen Grund-

stücksrand erfolgen. Von der privaten Erschließungsstraße soll eine große Tiefgarage für rd. 

90 PKW-Stellplätze sowie Stellplätze für Motor- und Fahrräder erschlossen werden. Eine 

weitere kleine Tiefgarage für bis zu ca. 34 Stellplätzen kann im östlichen Teil des Grund-

stücks entstehen. 

Müllstandplätze sollen am südlichen Grundstücksrand, südlich der privaten Stichstraße, nah 

an der Spechthausener Straße für die Wohnnutzung eingerichtet werden. 

Der ehemalige Friedhof soll als private Grünfläche erhalten und aufgewertet werden. Die 

Neugestaltung soll unter Berücksichtigung der ehemaligen Friedhofsnutzung erfolgen, wobei 

die Charakteristik eines Gedenkortes bewahrt werden soll. Die Säulen des alten Friedhofto-

res sowie die Reste der Friedhofsmauer und ein kleines Grabsteinfeld im nördlichen Bereich 

sollen weitestgehend gesichert und erhalten werden. Die private Grünfläche soll tagsüber 

der Allgemeinheit öffentlich zugänglich sein. 

§ 3 

Vertragliche Vereinbarungen 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß der Textlichen Festsetzung 17 (Anlage 2) zu-

erst die schallschützende Bebauung im Teilgebiet MI1, insbesondere zwischen den Punk-

ten a, b und c zu errichten, und die Aufnahme der Nutzung im MI 3 und MI 4 erst zu ver-

anlassen, sobald die schallschützende Bebauung im Teilgebiet MI1, zwischen den Punk-

ten a, b und c mit einer schallschutzwirksamen geschlossenen Fassade realisiert wurde.

(2)  Der Vorhabenträger hat der Stadt vor Beginn von Eingriffen auf dem ehemaligen Friedhof 

die Möglichkeit einzuräumen, nochmal die Grabflächen zu sichten und ggf. Sicherstellun-

gen einzelner Grabsteine vorzunehmen. Das Gefallenendenkmal ist in der Neugestaltung 

zu integrieren.
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(3)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich einen signifikanten Anteil von mindestens 25 % der 

vorgesehenen Wohnbebauung mit bezahlbaren und mietpreisgünstigen Wohnungen zu 

errichten.  

Es bestehen Hinweise auf eine Gefährdung der Bezahlbarkeit des Wohnens, wenn dauer-

haft mehr als ein Drittel (33 %) des verfügbaren Nettohaushaltseinkommens für die 

Warmmiete (inkl. kalte und warme Betriebskosten) aufgewendet werden muss. Von einer 

mangelnden Bezahlbarkeit des Wohnens ist vor allem dann auszugehen, wenn nach Ab-

zug der Warmmiete weniger als ein definierter absoluter Mindestbetrag als monatliches 

Haushaltsbudget für die Lebensführung verbleibt. 

Beispielsweise betrug der definierte Mindestbetrag in Potsdam in 2018*1: 

• Ein-Personen-Haushalt: 670 Euro 

• Zwei-Personen-Haushalt: 1005 Euro 

• Drei-Personen-Haushalt: 1234 Euro 

• Vier-Personen-Haushalt: 1463 Euro 

Für künftige Berechnungen verpflichtet sich der Vorhabenträger das Medianeinkommen / 

mittleres Einkommen für das Land Brandenburg bzw. den Landkreis Barnim bei der Ver-

mietung der Wohnungen zu berücksichtigen. Die für die zukünftige Bebauung relevanten 

belastbaren Zahlen werden der aktuellen Statistik des Landes Brandenburg und den Infor-

mationen der spezialisierten Verbände zu entnehmen sein. 

Zur Sicherstellung, dass die 25 % der Wohnungen mietpreisgünstig im o.a. Sinne vermie-

tet werden, verpflichtet sich der Vorhabenträger, gegenüber dem Stadtentwicklungsamt 

nach entsprechender Aufforderung entsprechende Nachweise zu führen (z.B. durch Vor-

lage der Mietverträge).

(4)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Bauantragsunterlagen vor Einreichung beim 

Bauordnungsamt mit der Barnimer Busgesellschaft mbH abzustimmen und entweder in 

der Fassade der Neubebauung im Teilgebiet MI1 die Anbringung von Wandankern oder  

die Aufstellung von Masten im Vorgartenbereich der Neubebauung im Teilgebiet MI 1 auf 

Anforderung des Betreibers des O-Busnetzes zur Befestigung der Abspannung für die 

Oberleitungen der O-Busse konstruktiv zu beachten, zu dulden und diese dauerhaft 

grundbuchlich zu sichern.

(5)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Textlicher Festsetzung 23 die private Ver-

kehrsfläche mit einem Geh- und Fahrrecht (Wegerecht) zugunsten der Benutzer und Be-

sucher des Grundstücks Spechthausener Straße 1 a (Gemarkung Finow, Flur 17, Flur-

stück 9/3) zu belasten.

1 S. den Bericht von Gregor Jekel, Landeshauptstadt Potsdam - Bereich Wohnen: „Was ist Bezahlbarbarkeit? Definition des 
Bündnisses für Wohnen und empirischer Erfahrungsbericht aus Potsdam“ vom 15.10.2018, S. 8 - PDF unter Wohnkonfe-
renz_Bezahlbarkeit_Jekel.pdf (buendnis-wohnen-brandenburg.de) , zuletzt eingesehen am 25.04.2023, und vgl. dazu die Publi-
kation des Verbandes Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen vom 21.05.2019  auf seiner Webseite  Blinklicht - Teil 
2: Bezahlbares Wohnen, was ist das? | BBU, zuletzt eingesehen am 25.04.2023) 

http://buendnis-wohnen-brandenburg.de/wp-content/uploads/2018/10/Wohnkonferenz_Bezahlbarkeit_Jekel.pdf
http://buendnis-wohnen-brandenburg.de/wp-content/uploads/2018/10/Wohnkonferenz_Bezahlbarkeit_Jekel.pdf
https://bbu.de/nachricht/44953
https://bbu.de/nachricht/44953
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(6)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich für eine gesicherte Schmutzwassererschließung den 

Schacht und die Grundstücksleitung vom Schacht bis zur öffentlichen Sammelleitung mit-

tels Inlinerverfahren zu sanieren bzw. neu zu errrichten. Auf dem Vertragsgebiet ist eine 

privat zu betreibende Pumpstation zu errichten, die über einen Druckentspannungs-

schacht in die vorhandene Grundstücksanschlussleitung einleitet. Der bestehende Zulauf 

vom Grundstück Spechthausener Straße 1 in den Schacht auf dem Flurstück 10 (Gemar-

kung Finow, Flur 17), ist privatrechtlich dinglich zu sichern.

§ 4 

Waldumwandlung 

Durch die Untere Forstbehörde wurde festgestellt, dass der Baumbestand auf dem aufgelas-

senen Friedhof (Entwidmung 1962), einschließlich der südlich angrenzenden Flächen, als 

Wald im Sinne des § 2 LWaldG (Waldgesetz des Landes Brandenburg) einzustufen ist. Glei-

ches wurde festgestellt für die Gehölzsukzession, westlich des Bethauses, die sich inzwi-

schen auf den entsiegelten Flächen der zurückgebauten Baracken entwickelt hat. Somit sind 

rd. 6.400 m² im Geltungsbereich mit Wald bestanden und muss ausgeglichen werden. 

Die vorliegende Planung sieht die Umwandlung von ca. 6.400 m² Wald gem. § 2 LWaldG in 

eine andere Nutzungsart vor. Als Ausgleich für die geplante Waldinanspruchnahme ist in ei-

nem Kompensationsverhältnis von 1:1 eine Erstaufforstung als laubholzdominierter Reinbe-

stand mit Mischbaumartenanteil und integriertem Waldrand anzulegen,  

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Waldumwandlung entsprechend der Stellungnahme 

der Unteren Forstbehörde wie folgt durchzuführen: 

Die Anlage der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme hat bis spätestens drei Jahre nach Beginn 

des Vollzugs der Waldumwandlung zu erfolgen. Die Erstaufforstung ist hinsichtlich der       

Mischungsart als laubholzdominierter Mischbestand mit integrierter Waldrandgestaltung an-

zulegen und zu pflegen.  

Die Kompensationsmaßnahme muss so geplant, ausgeführt und gepflegt werden, dass die 

Entwicklung einer standortgerechten, naturnahen Waldgesellschaft einschließlich eines 

Waldrandes gewährleistet ist. Die Ausgleichs- und Ersatzflächen sind nach den im Landes-

betrieb Forst Brandenburg entwickelten Qualitätsstandards (Grüner Ordner, Waldbaugrund-

sätze, Behandlungsrichtlinie zum Erhalt und zur Anlage von Waldrändern, Erlass zur Baum-

artenmischung unter Klimawandel-bedingungen im Wald), nach den anerkannten Regeln 

zum Einsatz der Technik und im Sinne der guten forstlichen Praxis aufzuforsten.  

Es ist ausschließlich nur zugelassenes Vermehrungsgut (Pflanzmaterial) i. S. des Forstver-

mehrungsgutgesetzes (FoVG) zu verwenden. Die Baumartenwahl unterliegt darüber hinaus 

den Einschränkungen des Erlasses zur Verwendung gebietseigener Herkünfte bei der Pflan-

zung von Gehölzen in der freien Natur vom 02.12.2019.  
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Bei den dem FoVG unterliegenden Baumarten sind die Herkunftsempfehlungen des Landes 

Brandenburg in der jeweils geltenden Fassung verbindlich anzuwenden. Der Herkunftsnach-

weis des forstlichen Vermehrungsgutes ist durch Vorlage des Lieferscheins einer Baum-

schule gegenüber der zuständigen unteren Forstbehörde zu erbringen. Pflanzenpositionen 

von Lieferscheinen sind eindeutig dem entsprechenden Pflanzort zuordenbar zu dokumentie-

ren und bei der Kulturabnahme vorzulegen.  

Die langfristige Sicherung der mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bezweckten Funk-

tionsziele ist zu gewährleisten. Die aufgeforstete Fläche ist bis zur protokollarischen Endab-

nahme als gesicherte Kultur wirksam vor schädigenden Einflüssen zu schützen und zu pfle-

gen. Die aufgeforstete Fläche ist im Rahmen der ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung 

gem. § 4 LWaldG wirksam vor Wildverbiss zu schützen, sollte die örtlich bestehende Wild-

dichte die Endabnahme als gesicherte Kultur gefährden. Bei Bedarf sind jeweils im 1. bis 5. 

Standjahr Kulturpflegen, auch beim Waldrand, durchzuführen. Darüber hinaus hat bei Bedarf 

ein Schutz vor forstschädlichen Mäusen zu erfolgen.  

Die aufwachsende Kultur einschließlich des Waldrandes ist bis zum Erreichen des Stadiums 

der gesicherten Kultur nachzubessern. Die Nachbesserungspflicht besteht bis zur protokolla-

rischen Endabnahme. 

Die forstrechtlichen Auflagen gelten als erfüllt, wenn die Bestätigung durch die untere Forst-

behörde in Form eines Endabnahmeprotokolls bei Erreichen des Stadiums der qesicherten 

Kultur erfolgt. Unter gesicherter Kultur wird hier eine mit jungen Waldbäumen und Waldsträu-

chern bestandene Fläche verstanden, die aufgrund ihrer Form, Größe und der Verteilung der 

Bestockung Waldeigenschaften ausgebildet hat und nachhaltig die Erfüllung von Schutz-    

oder Erholungsfunktionen erwarten lässt. Sie kann gleichermaßen aus Pflanzung, Saat und 

aus Naturverjüngung entstanden sein.  

Wildschäden dürfen einen tolerierbaren Rahmen nicht übersteigen, d. h. die Fläche muss er-

warten lassen, dass auf ihr eine nachhaltige Erfüllung der Waldfunktionen möglich ist.  

Zur Realisierung der forstrechtlichen festgelegten Kompensationsmaßnahme hat sich der 

Vorhabenträger vertraglich an einen Dienstleister für forstliche Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen gebunden. Der privatrechtliche Vertrag zwischen dem Kompensationspflichtigen 

und dem Flächendienstleister, der WaldWieseHolz GmbH, über die Bereitstellung einer an-

teiligen, 6.400 rn² großen Erstaufforstungsfläche mit standortsgerechten, einheimischen 

Laubgehölzen in der Gemarkung Wellmitz, Flur 4, Flurstücke 320 und 712 (Anlage 4), ist der 

Oberförsterei Eberswalde zur Prüfung und Bestätigung vorzulegen. Die erforderliche Erstauf-

forstungsgenehmigung (Anlage 5) der unteren Forstbehörde, Oberförsterei Siehdichum, vom 

03.12.2021 ist Bestandteil der Planungsunterlagen.  

Die Höhe der Sicherungsleistung richtet sich nach den Kulturbegründungs- und Pflegekosten 

der Kompensationsmaßnahmen bis zur gesicherten Kultur und beträgt 38.208,00 €. Sie be-

rechnet sich aus den Kosten einer standortgerechten, naturnahen, laubholzdominierten 

Mischwaldkultur einschließlich ihrer Sicherung vor biotischen Schäden sowie einer 5|ährigen 

Pflege für die jeweils ermittelte Fläche des Ausgleich-und Ersatzverhältnisses.  
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Mit der Waldumwandlung (Fällung) darf erst begonnen werden, nachdem der waldrechtlich 

qualifizierte BPL Rechtsverbindlichkeit erlangt hat und beim Landesbetrieb Forst Branden-

burg (LFB), Serviceeinheit Eberswalde (Tramper Chaussee 2, Haus 7, 16225 Eberswalde) 

die vorgenannte Sicherheitsleistung zur langfristigen Sicherung der Kompensationsmaß-

nahme hinterlegt ist.  

Der Vorhabenträger hat dem Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Eberswalde, 

den Vollzug der Umwandlung von Wald bei Beginn der Fäll- und Rodungsarbeiten mit beige-

fügter Vollzugsanzeige anzuzeigen. 

Die genaue Beschreibung der Maßnahme ist der Anlage 6 zu entnehmen. Die Maßnahme 

wurde bereits begonnen. 

§ 5 

Naturschutz / Artenschutz 

(1)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich zum Schutz des Naturdenkmals Nr. 052-19 (Flat-

terulme) dessen Kronentraufbereich (Bodenoberfläche unterhalb der Krone des Baumes) 

zuzüglich 5,0 m zu allen Seiten weder zu bebauen bzw. zu versiegeln noch zu befahren 

oder für die Lagerung von Baumaterial sowie das Abstellen von Fahrzeugen zu nutzen. 

Während der Bauphase ist die Flatterulme vor Beeinträchtigungen zu schützen. 

(2)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich die „Lichtverschmutzung“ einzugrenzen. Als insek-

tenfreundliches Leuchtmittel wird die Anbringung von geschlossenen Lampenkörpern mit 

einer Lichtabschirmung nach oben und zu den Seiten (Planflächenstrahler) angesehen. 

Die Oberfläche des Gehäuses darf nicht wärmer als 60 Grad Celsius werden. Die Lampen 

sollen so niedrig wie möglich am Mast befestigt werden, um den großräumigen Anlockef-

fekt zu verringern. Ebenfalls wird die Verwendung von warm-weißen LED-Lampen mit 

Blau-und UV-Filtern empfohlen. Die Leuchtmittel sollen durch den Einbau von Zeitschalt-

uhren, Dämmerungsschaltern oder Bewegungsmeldern zeitlich begrenzt benutzt werden, 

wenn diese gebraucht werden. 

(3)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich die  Lesesteinhaufen außerhalb der Vegetationsperi-

ode an einen Ort innerhalb der privaten Grünfläche umzusetzen. Diese Umsetzung ist mit  

der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Ein Nachweis ist dem Stadtentwicklungs-

amt einzureichen.  

(4)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Artenschutzfachbeitrag die Maßnahme 

VASB1-Bauzeitenregelung einzuhalten. Kommt es im Rahmen der Baufeldfreimachung 

zur Beseitigung potenzieller Fledermaus-Quartierbäume (Nr. 3, 4, 6 und 7) (Anlage 7), so 

sind diese Bauarbeiten innerhalb des Zeitraumes vom 1. Dezember bis 28./29. Februar 

durchzuführen.  
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Maßnahmen der Baufeldfreimachung (Gehölzentfernungen) sind außerhalb des Zeit-

raums vom 01.03. - 30.09. durchzuführen.  

(5)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Artenschutzfachbeitrag die Maßnahme 

VASB2-Erhalt von Höhlenbäumen umzusetzen. Durch eine entsprechende räumliche Ge-

staltung der Bebauung, die ein Bestehen der Habitatbäume zulässt, kann ein Verlust der 

(potenziellen) Nistplätze und Sommerquartiere vermieden werden. Diese Maßnahme be-

trifft die Habitatbäume Nr. 1, 3, 4, 6 und 7 (Anlage 7). Die Gestaltung der privaten Grünflä-

chen hat zur Vermeidung ungewollter Fällungen mit ökologischer Baubegleitung zu erfol-

gen und ist dem Stadtentwicklungsamt nachzuweisen. 

(6)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Artenschutzfachbeitrag die Maßnahme 

VASB3-Unterbrechungsfreier Baufortschritt durchzuführen. Im Zuge der Bauarbeiten kann 

es zu Störwirkungen kommen, welche zur Aufgabe der Brut und somit zur systematischen 

Tötung von Jungtieren / Zerstörung von Gelegen führen können. Um eine Ansiedlung von 

Brutvögeln im Wirkungsbereich derartiger Störungen zu vermeiden, ist ab dem Zeitpunkt 

der Baufeldberäumung außerhalb der Brutzeit (01.03. - 30.09. s. VASB1–Bauzeitenrege-

lung) ein möglichst durchgängiger Baufortschritt ohne längere Pausen (max. 1 Woche) 

anzustreben. 

(7)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Artenschutzfachbeitrag die Maßnahme 

ACEF1-Installation von Fledermauskästen zu erbringen. Wird im Rahmen der Baufeldfrei-

machung die Entfernung potenzieller Quartierbäume notwendig, so sind diese nur im Ver-

hältnis 1:1 mit Rundkästen zu ersetzen, da keine aktuelle Nutzung der Höhlungen festge-

stellt werden konnte. Die Nisthilfen sind in das Robinienwäldchen zu integrieren. Die Maß-

nahme gilt für die Habitatbäume Nr. 3, 6 und 7 (Anlage 7). Die Gestaltung der privaten 

Grünflächen hat zur Vermeidung ungewollter Fällungen mit ökologischer Baubegleitung 

zu erfolgen. Ein entsprechender Nachweis ist dem Stadtentwicklungsamt einzureichen. 

(8)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß Artenschutzfachbeitrags die Maßnahme 

ACEF2-Installation von Brutvogelnistkästen zu erbringen. Wird im Rahmen der Baufeld-

freimachung die Entfernung potenzieller Quartierbäume notwendig, so sind diese im Ver-

hältnis 1:1 mit Nistkästen für Brutvögel zu ersetzen.  

Die Nisthilfen sind in das Robinienwäldchen zu integrieren. Die Maßnahme gilt für die Ha-

bitatbäume Nr. 1, 3, 4, 6 und 7 (Anlage 7). Die Durchführung der Maßnahme hat mit öko-

logischer Baubegleitung zu erfolgen. Dies betrifft sowohl die Fällung als auch Bestimmung 

der Lage entsprechender Ersatzquartiere. Ein entsprechender Nachweis ist dem Stadtent-

wicklungsamt einzureichen. 

(9)  Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Installation von 20 Nistkästen für Mauersegler 

und diese in der Neubebauung zu integrieren. Ein entsprechender Nachweis ist dem 

Stadtentwicklungsamt einzureichen. 
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(10) Der Vorhabenträger verpflichtet sich für die Fällung von Einzelbäumen eine Genehmi-

gung von der Barnimer Baumschutzverordnung (BarBaumSchV) zu erwirken. Die Entfer-

nung von Gehölzungen ist durch Neupflanzungen oder Ersatzzahlungen (mindestens 1:1) 

angemessen zu kompensieren. Zur Ersatzpflanzung sind autochthone Laubgehölze 

(Empfehlungen nach GALK-Liste) in geeigneter Baumschulqualität zu verwenden (HSt. 

3xv m.Db.). Art und Umfang der Kompensation sind durch die genehmigende Behörde 

untere Naturschutzbehörde Barnim festzulegen. Die Umsetzung ist mit dieser abzustim-

men und ein Nachweis dem Stadtentwicklungsamt einzureichen. 

(11) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Beauftragung einer ökologischen Baubeglei-

tung im Rahmen der Umgestaltung der privaten Grünfläche. So soll sichergestellt werden, 

dass wichtige Habitatbäume erhalten bleiben bzw. geeignete Ersatzhabitate geschaffen 

werden und nach Barnimer Baumschutzverordnung geschützte Einzelgehölze überwie-

gend in die Grünflächengestaltung zu integrieren sind bzw. adäquater Ersatz angepflanzt 

wird. Ein entsprechender Nachweis ist dem Stadtentwicklungsamt einzureichen. 

§ 6 

Regelungen bei Abweichung vom Vertrag 

Geringfügige Abweichungen von den Bestimmungen des städtebaulichen Vertrags zur Aus-

führung des Vertrages / Vorhabens können mit Einvernehmen des Baudezernats - Stadtent-

wicklungsamtes - zulässig sein und bedürfen keiner Änderung dieses Vertrages. Geringfügig 

sind Abweichungen, die nicht die Entwicklungsziele des BPL berühren. 

§ 7 

Haftungsausschluss der Stadt 

Aus diesem Vertrag entsteht der Stadt keine Verpflichtung zur Aufstellung des BPL. Eine 

Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen des Vorhabenträgers, die dieser im Hinblick 

auf die Aufstellung der Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 

§ 8 

Vertragsstrafe 

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass der Vorhabenträger bei einem Verstoß gegen 

seine Verpflichtungen aus den §§ 3, 4 und 5 eine Vertragsstrafe zu zahlen hat. Die Vertrags- 

strafe wird von der Stadt nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und nach billigem Er-

messen festgesetzt und kann im Streitfall vor dem zuständigen Gericht überprüft werden. Für 

jeden einzelnen Verstoß wird eine gesonderte Vertragsstrafe festgesetzt. 
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§ 9 

Rechtsnachfolge 

Ein Wechsel des Vorhabenträgers bedarf der schriftlichen Zustimmung der Stadt. 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die mit diesem Vertrag übernommenen Verpflichtungen 

und Bindungen einem eventuellen Rechtsnachfolger mit notarieller Urkunde weiterzugeben, 

und zwar dergestalt, dass der Rechtsnachfolger in diesen Städtebaulichen Vertrag eintritt 

und ihn vollinhaltlich anerkennt. 

Der heutige Vorhabenträger haftet der Stadt als Gesamtschuldner für die Erfüllung dieses 

Vertrages neben etwaigen Rechtsnachfolgern, soweit die Stadt ihn nicht ausdrücklich aus 

diesem Vertrag entlässt. Hierzu ist die Stadt verpflichtet, wenn die Person oder das Unter-

nehmen als Rechtsnachfolger alle Bedingungen dieses Vertrages wie der Vorhabenträger 

übernommen hat. 

§ 10 

Vertragsänderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

(1)  Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-

form. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Stadt und 

der Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 

(2)  Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Rege-

lungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestim-

mungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und 

wirtschaftlich entsprechen. 

§ 11 

Wirksamwerden, Kündigen 

(1)  Der Vertrag wird mit rechtsgültiger Unterzeichnung durch beide Vertragspartner wirksam. 

(2)  Beide Parteien können den Vertrag durch schriftliche Erklärung kündigen, wenn die Sat-

zung über den BPL nicht beschlossen, aufgehoben oder für unwirksam erklärt wird. 

§ 12 

Schlussbestimmungen 

(1)  Der Vertrag ist 2-fach gefertigt. Der Vorhabenträger und die Stadt erhalten je eine Ausfer-

tigung. 
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(2)  Vertragsänderungen oder –ergänzungen sowie andere Vereinbarungen, die den Inhalt 

dieses Vertrages berühren, bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

(3)  Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Rege-

lungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestim-

mungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und 

wirtschaftlich entsprechen. Für etwaige Lücken des Vertrages gilt dies entsprechend.  

(4)  Der Vorhabenträger wird über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Stadt Eberswalde in der Anlage 3 informiert. 

(5)  Bestandteile dieses Vertrages sind: 

     Anlage 1 - Vertragsgebiet  

     Anlage 2 - Satzungsfassung des Bebauungsplanes Nr. 527 „Finowtal“ 

     Anlage 3 - Ergänzende Information zur Verarbeitungstätigkeit 

     Anlage 4 - Übersichtsplan Waldumwandlung Wellmitz 

     Anlage 5 - forstrechtliche Genehmigung 

     Anlage 6 - Maßnahmenblatt zur Realisierung Erstaufforstungsmaßnahme 

     Anlage 7 - Habitatstrukturen (Lage Quartiersbäume) 

___________________________________ ___________________________________ 

(Ort, Datum)   (Ort, Datum) 

Für die Stadt   Für den Vorhabenträger 

___________________________________ ___________________________________ 

Götz Herrmann  Yuriy König 

Bürgermeister   Geschäftsführer 

Anne Fellner 

Erste Beigeordnete 

Baudezernentin 
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Textliche Festsetzungen

Textliche Festsetzung 1
Das festgesetzte Mischgebiet (MI) besteht aus den Teilgebieten MI1 bis 
MI4. In den Teilgebieten MI1, MI2 können Wohngebäude und Wohnungen 
nur ausnahmsweise zugelassen werden. Gartenbaubetriebe, Tankstellen 
und Vergnügungsstätten sind nicht zulässig.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 5 und 6 
BauNVO)

Textliche Festsetzung 2
In den Teilgebieten MI3 und MI4 können Geschäfts- und Bürogebäude so-
wie sonstige Gewerbebetriebe nur ausnahmsweise zugelassen werden. 
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kul-
turelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Gartenbaubetrie-
be, Tankstellen und Vergnügungsstätten sind nicht zulässig.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 5 und 6 
BauNVO) 

Textliche Festsetzung 3
(1)	Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe 

mit einem Kernsortiment, welches eines oder mehrere der in Absatz (4) 
der festgesetzten Sortimentsliste benannten zentrenrelevanten Sorti-
mente umfasst, allgemein nicht zulässig.

(2)	Einzelhandelsbetriebe mit einem nicht zentrenrelevanten Kernsorti-
ment sind im Teilgebiet MI1 und Teilgebiet MI2 ausnahmsweise zuläs-
sig. Diese Betriebe dürfen auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsfläche 
auch sonstige zentrenrelevante Sortimente gemäß der im Absatz (4) 
festgesetzten Sortimentsliste als Randsortiment anbieten.

(3)	Die Bestimmungen des Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Kioske, Trink-
hallen und Backshops. Diese kleinen Betriebe sind in den Teilgebieten 
MI1 und MI2 ausnahmsweise zulässig.

(4)	Sortimentsliste der zentrenrelevanten Sortimente:

Bezifferung 
gem.
WZ 2008

Sortiment davon
nahversor-
gungs-
relevant

47.2 Nahrungs- und Genussmittel, Getränke und Tabak-
waren

X

47.61 Bücher X

47.62.1 Zeitschriften und Zeitungen X
47.62.2 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel X
47.73 Apotheken (Arzneimittel) X
47.74 Medizinische und orthopädische Artikel X
47.75 Kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel 

Drogerieartikel (i. S. 52.33.2 WZ 2003)
X

47.76.1 (tlw.) Blumen (nicht aber: Pflanzen, Sämereien und Dün-
gemittel)

X

47.78.1 Augenoptiker X
47.78.9 (tlw.) Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel, Schuh-, Le-

der- und Kleiderpflegemittel, Bürstenwaren, Haus-
haltsbürsten und -besen, Kerzen

X

47.41 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte und 
Software

47.42 Telekommunikationsgeräte
47.43 Geräte der Unterhaltungselektronik
47.51 (tlw.) Textilien (Stoffe, Kurzwaren, Haus- und Tischwa-

ren, Ausgangsmaterial für Handarbeiten sowie De-
korations- und Möbelstoffe, dekorative Decken und 
Kissen, Stuhl- und Sesselauflagen u.ä.) (nicht aber: 
Matratzen, Stepp- u.a. Bettdecken, Kopfkissen u.a. 
Bettwaren)

47.53 (tlw.) Vorhänge, Teppiche, Fußbodenbeläge, Tapeten 
(dabei nur Vorhänge und Gardinen) (nicht aber: Ta-
peten und Fußbodenbeläge sowie Teppiche, Brü-
cken und Läufer)

47.54 (tlw.) Elektrische Haushaltsgeräte (nur Elektrokleinge-
räte; nicht aber: Elektrogroßgeräte wie Wasch-, 
Bügel- und Geschirrspülmaschinen, Kühl- und Ge-
frierschränke und -truhen)

47.59.2 Keramische Erzeugnisse und Glaswaren
47.59.3 Musikinstrumente und Musikalien
47.59.9 (tlw.) Haushaltsgegenstände (u. a. Lampen und Leuch-

ten; Hausrat; Holz-, Korb-, Kork- und Flechtwaren; 
Sicherheitssysteme) 

47.63 Bespielte Ton- und Bildträger
47.64.2 (tlw.) Sport- und Campingartikel (ohne Campingmöbel, 

ohne Boote)
47.65 Spielwaren
47.71 Bekleidung (für Damen, Herren, Kinder und Säug-

linge nebst Bekleidungszubehör)
47.72.1 Schuhe
47.72.2 Lederwaren und Reisegepäck
47.77 Uhren und Schmuck
47.78.2 Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenopti-

ker)
47.78.3 Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Er-

zeugnisse, Briefmarken, Münzen und Geschenkar-
tikel

47.78.9 (tlw.) Baby- und Kleinkindartikel
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4, 5, 9 BauNVO)
WZ 2008 – Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008

Textliche Festsetzung 4
In den Mischgebieten MI1 und MI2 können ausnahmsweise Verkaufsflä-
chen für den Verkauf an letzte Verbraucher zugelassen werden, die einem 
Produktions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet 
und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet 
sind, um ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder 
weiter verarbeitete Produkte zu veräußern.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO)

Textliche Festsetzung 5
Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die Grundflächen von bauli-
chen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird,
•	 im Teilgebiet MI1 bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 und
•	 im Teilgebiet MI4 bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7
überschritten werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO)

Textliche Festsetzung 6
In den Teilgebieten MI1, MI2, MI3 und MI4 kann die festgesetzte Höhe 
ausnahmsweise durch technische Aufbauten wie Schornsteine, Lüftungs-
anlagen, Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie überschritten werden. 
Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie müssen hinter einem Neigungs-
winkel von maximal 60 Grad, gemessen an den Außenwänden des darun-
terliegenden Vollgeschosses, zurückbleiben.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 und 6 und § 23 Abs. 1 
BauNVO)

Planzeichnung Planzeichenerklärung

NMaßstab 1:1.000
im Original-Blattformat 841 mm x 594 mm (DIN A1)

N

Maßstab 1:20.000
Übersichtsplan zum Bebauungsplan „Finowtal“, Grundlage Lageplan von Brandenburgviewer, 
GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2-0 mit eingezeichneter Lage des Plangebiets

Verfahrensträger
Stadt Eberswalde

Planverfasser
insar PartG, Berlin

AGU I GOLDMANN 
Landschaftsarchitektur, 
Berlin

Verfahrensvermerke

Katastervermerk

Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatas-
ters mit Stand vom                 und weist die planungsrelevanten baulichen 
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hin-
sichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch eindeutig. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist eindeu-
tig möglich.

Eberswalde, den ..............

Öffentlich bestellter  
Vermessungsingenieur 
(Unterschrift + Dienstsiegel)

Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Bebauungsplanes und die textlichen 
Festsetzungen mit dem hierzu ergangenen Beschluss der Stadtverordne-
tenversammlung vom                 übereinstimmt.

Ausgefertigt Eberswalde, den ..............

Bürgermeister 
(Unterschrift + Dienstsiegel)

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan 
während der Dienststunden von Jedermann eingesehen werden kann 
und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am                 für die 
Stadt ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf 
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln 
der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf 
die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44 
BauGB) hingewiesen worden.

Eberswalde, den ..............

Bürgermeister 
(Unterschrift + Dienstsiegel)

Plangrundlage
Vermessungsbüro Rainer Mallon
Dipl.-Ing. Rainer Mallon
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Rudolf-Breitscheid-Str. 27
16225 Eberswalde

Textliche Festsetzung 7
In den Mischgebieten MI1 und MI2 gilt die abweichende Bauweise: Ge-
bäude sind ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten, soweit nicht durch 
Baugrenzen etwas anderes bestimmt wird.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

Textliche Festsetzung 8
Für die Teilgebiete MI3 und MI4 wird als abweichende Bauweise festge-
setzt: Die Länge der Gebäude darf 24,0 Meter nicht überschreiten.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

Textliche Festsetzung 9
In den Teilgebieten MI3 und MI4 ist das oberste zulässige Vollgeschoss 
auszubilden:
•	 als Staffelgeschoss, dessen Außenwände auf mindestens zwei Seiten 

um jeweils mindestens 1,0 Meter hinter die Außenwandflächen des dar-
unter liegenden Vollgeschosses zurücktreten.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

Textliche Festsetzung 10
In den Teilgebieten MI1, MI2, MI3 und MI4 sind oberirdische Stellplätze 
und Garagen, ausgenommen Stellplätze für behinderte Personen und Lie-
ferdienste, unzulässig. Ausnahmsweise können oberirdische Garagen zu-
gelassen werden, wenn sie in ein Hauptgebäude integriert sind.
(§ 12 Abs. 6 BauNVO)

Textliche Festsetzung 11
In den Teilgebieten MI1 und MI2 sind auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen entlang der Eberswalder Straße und der Spechthausener 
Straße auch Stellplätze für behinderte Personen und Lieferdienste sowie 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung 
unzulässig. Dies gilt nicht für Wege und Einfriedungen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

Textliche Festsetzung 12
Ein- und Ausfahrten entlang der Eberswalder Straße sowie der Specht-
hausener Straße sind ausgeschlossen. Ausgenommen vom Verbot ist der 
Anbindungsbereich der Privatstraße an die Spechthausener Straße in ei-
ner Länge von 10 Meter, gemessen von der südlichen Geltungsbereichs-
grenze.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Textliche Festsetzung 13
Bei baulichen Anlagen muss die Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 
entsprechend den in der Tabelle aufgeführten Richtzahlen nachgewiesen 
werden. Bei der Herstellung von Stellplätzen für Menschen mit Behinde-
rungen sind ≥ 3 % der Pkw-Stellplätze je Stellplatzanlage, mindestens je-
doch einer je Stellplatzanlage, für Menschen mit Behinderungen vorzuhal-
ten. 
Ausnahmsweise kann die Zahl der Stellplätze erhöht oder verringert wer-
den, wenn die örtlichen Verhältnisse oder die besondere Art der Nutzung 
der baulichen Anlagen dies erfordern oder zulassen.

Richtzahlen für den Stellplatzbedarf:

Herstellungspflicht für KfZ-Stellplätze und Fahrradstellplätze
Nutzung Zahl der Kfz-Stellplätze Zahl der 

Fahrradstellplätze
Wohnnutzungen
Wohnungen 1 je Wohnung > 110 m²

0,8 je Wohnung > 55 m²
0,5 je Wohnung < 55 m²
(jeweils m² Wohnfläche)

3 Plätze je Wohnung > 110 m² 
2 Plätze je Wohnung > 55 m²
1 Platz je Wohnung < 55 m² 

Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen
Büro- und 
Verwaltungsräume 
allgemein

1 je 60 m² Büronutzfläche (1), 
mindestens jedoch 1

1 je 100 m² Büronutzfläche (1)

Räume mit 
erheblichem 
Besucherverkehr 
(Schalter-, 
Abfertigungs- oder 
Beratungsräume, 
Arztpraxen o. ä.)

1 je 30 m² Nutzfläche (2), 
mindestens jedoch 3

1 je 70 m² Nutzfläche (2)  

Dienstleistungsbetriebe / Miniverkaufseinrichtungen
Dienst​leistungs-​
betriebe wie Frisöre, 
Reinigungen, 
Paketshops, u. ä.

1 je 50 m² Nutzfläche (2), 
mindestens jedoch 2

1 je 70 m² Nutzfläche (2)  

Backshops, Kioske 1 je 20 m² Nutzfläche, 
mindestens jedoch 1

1 je 15 m² Nutzfläche

Gaststätten und Beherbergungsbetriebe
Gaststätten 1 je 10 m² Gastraum 1 je 12 m² Gastraum
Hotels, Pensionen, 
und andere 
Beherbergungs-
betriebe

1 je 6 Zimmer 1 je 10 Betten

Jugendherbergen 1 je 10 Betten 1 je 5 Betten

Einrichtungen für Kinder und Jugendliche
Kindergärten, 
Kindertagesstätten 
und dgl.

1 je 20 Kinder, mindestens 
jedoch 2

1 je 10 Kinder 

Jugendfreizeit-
heime und dgl.

1 je 15 Besucherplätze 1 je 3 Besucherplätze

Gewerbliche Anlagen
Handwerks- und 
Gewerbebetriebe

1 je 70 m² Nutzfläche (2) oder je 
3 Beschäftigte (3)

1 je 200 m² Nutzfläche (2)  

Sonstige Anlagen
Bei Anlagen, die von den Richtzahlen nicht erfasst sind, ist die Zahl der notwendigen 
Stellplätze nach den besonderen Umständen des Einzelfalls gegebenenfalls in 
Anlehnung an die Richtzahl vergleichbarer Anlagen durch die Gemeinde zu ermitteln.

KfZ-Stellplätze für Beschäftigte der jeweiligen Anlagen sind bereits einge-
schlossen.
(1)	Nicht zur Büronutzfläche werden gerechnet: Sozial- und Sanitärräume, 

Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen.
(2)	Nicht zur Nutzfläche werden gerechnet: Sozial- und Sanitärräume, 

Kantinen, Funktionsflächen für betriebliche Anlagen, Verkehrsflächen.
(3)	Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzfläche zu berechnen. 

Ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächlichen 
Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschäftigten zugrunde zu legen.

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs.4 BbgBO)

Textliche Festsetzung 14
Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm müssen bei der Errichtung, Ände-
rung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der Gebäude ein bewertetes Gesamt-
Bauschalldämm-Maß (R‘w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung 
gemäß DIN 4109-1:2018-01 zu ermitteln ist: 

•	 R’w,ges 		  = La - KRaumart 
•	 mit La 		  = maßgeblicher Außenlärmpegel 
•	 mit KRaumart 	 = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen 
				    = 35 dB für Büroräume und Ähnliches.
Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels La erfolgt hierbei ent-
sprechend Abschnitt 4.4.5.3 gemäß DIN 4109-2:2018-01. Dabei sind die 
lüftungstechnischen Anforderungen für die Aufenthaltsräume durch den 
Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen Bereichen mit nächtlichen 
Beurteilungspegeln > 50 dB(A) zu berücksichtigen. 
Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungs-
verfahren zu erbringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere 
die nach DIN 4109-2:2018-01 geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend 
zu beachten. 
Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) können 
aus den ermittelten Beurteilungspegeln der schalltechnischen Untersu-
chung abgeleitet werden, die Bestandteil der Satzungsunterlagen ist.
Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass die im Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr 
zutreffend sind.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Textliche Festsetzung 15
Zum Schutz vor Verkehrslärm muss in den Teilgebieten MI1 und MI2 ent-
lang der Eberswalder Straße und der Spechthausener Straße mindestens 
ein Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei 
Aufenthaltsräumen müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume mit den 
zum Lüften notwendigen Fenstern zu der von der jeweiligen Straße abge-
wandten Gebäudeseite orientiert sein.
Von der Straße abgewandt sind solche Außenwände, bei denen der Win-
kel zur Achse des davor gelegenen Straßenabschnitts mehr als 90 Grad 
beträgt.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Textliche Festsetzung 16
Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im Teilgebiet MI1 die Außenwohnberei-
che von ausnahmsweise zulässigen Wohnungen entlang der Spechthau-
sener Straße und der Eberswalder Straße zwischen den Punkten a, b und 
c nur in baulich geschlossener Ausführung (z.B. als verglaste Loggia oder 
verglaster Balkon) zulässig. Bei Wohnungen mit mehreren Außenwohnbe-
reichen muss mindestens ein Außenwohnbereich diese Anforderung erfül-
len oder zur straßenabgewandten Gebäudeseite orientiert sein.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Textliche Festsetzung 17
Die Aufnahme der Nutzung im MI3 ist erst dann zulässig, wenn die Gebäu-
de zwischen den Punkten a-b-c im MI 1 mit einer Mindesthöhe von 38,5 m 
NHN errichtet wurden und gutachterlich deren Schallschutzwirksamkeit für 
das MI3 nachgewiesen wurde.
(§ 9 Abs. 2 BauGB)

Textliche Festsetzung 18
Die Erdschicht über der Tiefgarage muss mindestens 0,6 m betragen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Textliche Festsetzung 19
In den Mischgebieten MI1 bis MI4 ist pro angefangene 1.000 Quadratme-
ter Grundstücksfläche ein heimischer Laubbaum mit einem Mindeststam-
mumfang von 16-18 Zentimeter zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang 
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume 
sind die vorhandenen Bäume, sofern sie den vorab genannten Anforde-
rungen an Art und Qualität entsprechen, einzurechnen. Bei den Pflanzun-
gen sind die Arten der Gehölzliste 1 zu verwenden.
Darüber hinaus sind in den Mischgebieten MI1 bis MI4 pro angefangene 
500 Quadratmeter Grundstücksfläche ein heimischer Strauch mit der Min-
destqualität, 2 x verpflanzt, ohne Ballen, 80-100 cm Höhe, zu pflanzen. Bei 
den Pflanzungen sind die Arten der Gehölzliste 2 zu verwenden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Textliche Festsetzung 20
In den Mischgebieten MI1 bis MI4 sind je Gebäude mindestens 50 % der 
Dachfläche extensiv zu begrünen. Der durchwurzelbare Teil des Dachauf-
baus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhal-
ten und bei Abgang nachzupflanzen. Davon ausgenommen sind die Dä-
cher untergeordneter Nebenanlagen mit einer Grundfläche < 10 m².
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB)

Textliche Festsetzung 21
Das im Geltungsbereich anfallende Niederschlagswasser ist auf Vegeta-
tionsflächen oder in Sickeranlagen auf den Grundstücken selbst zu versi-
ckern, sofern eine Verunreinigung des Bodens nicht zu befürchten ist. 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, in Verbindung § 54 Abs. 4 BbgWG (Brandenburgi-
sches.Wassergesetz))

Textliche Festsetzung 22
In den Mischgebieten MI1 bis MI4 ist eine Befestigung von Wegen und 
oberirdischen Stellplätzen und ihren Zufahrten nur in wasser- und luft-
durchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit 
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, 
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Textliche Festsetzung 23
Die private Verkehrsfläche ist mit einem Geh- und Fahrrecht zuguns-
ten der Benutzer und Besucher des Grundstücks Eberswalder Straße 1A 
(Flurstück 9/3 der Flur 17, Gemarkung Finow) zu belasten.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Textliche Festsetzung 24
In den Teilgebieten MI1 und MI2 sind Werbeanlagen nur an der Stätte der 
Leistung und nur im ersten Vollgeschoss bis maximal zur Fensterbrüstung 
des zweiten Vollgeschosses zulässig. Wechselndes oder bewegtes Licht 
für Werbeanlagen ist unzulässig.
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 BbgBO)

Textliche Festsetzung 25
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind zu bepflanzen. Hiervon 
ausgenommen sind notwendige Wege und Zufahrten.
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 BbgBO)

Hinweise Bodendenkmale
Auf dem östlich angrenzenden Grundstück befindet sich der Fundplatz 
der Eisenspalterei 3 „Zwangsarbeitsstätte und -lager der NS-Zeit“. Im Gel-
tungsbereich befinden sich keine Bodendenkmale.
Sollten bei den Erdarbeiten bislang unbekannte Bodendenkmale, z.B. 
Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, 
Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Knochen o.ä., entdeckt werden, 
sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen 
Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefun-
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Planzeichenerklärung

Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 6 BauNVO

 Mischgebiet (MI)

Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO

z.B.    Grundflächenzahl (GRZ) 

z.B.   Geschossflächenzahl (GFZ)

z.B.  Anzahl der Vollgeschosse

z.B.   Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß in Meter

z.B.    Höhe baulicher Anlagen als Mindest- und Höchstmaß in Meter

 OK     Oberkante
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bauliche
Nutzung

Bauweise

GRZ GFZ

Gebäude-
höhe

Vollge-
schosse

denen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis 
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmal-
schutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu er-
halten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen 
(§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und
Archäologischen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 
BgDSchG).

Gehölzliste 1: Laubbäume
Artname (wiss.) Artname (dt.) Artname (wiss.) Artname (dt.)
Acer campestre Feldahorn Sorbus aucupa-

ria
Eberesche

Acer platanoides Spitz-Ahorn Sorbus tormi-
nalis

Elsbeere

Acer pseudopla-
tanus

Berg-Ahorn Tilia cordata 
Rancho

Winterlinde  
Rancho

Crataegus mo-
nogyna

Weißdorn Tilia platyphyllos Sommerlinde

Quercus petraea Traubeneiche Ulmus minor Feldulme
Quercus robur Stieleiche

Gehölzliste 2: Sträucher
Artname (wiss.) Artname (dt.) Artname (wiss.) Artname (dt.)
Berberis vulga-
ris L.

Gemeine Berbe-
ritze

Prunus spinosa Schlehe

Carpinus betulus Hainbuche Rhamnus cat-
hartica

Purgier-Kreuz-
dorn

Cornus sangui-
nea

Roter Hartriegel Rosa canina Hunds-Rose

Corylus avellana Haselnuss Rosa corymbife-
ra agg.

Hecken-Rose

Crataegus mo-
nogyna

Eingriffliger 
Weißdorn

Rosa rubiginosa Wein-Rose

Crataegus laevi-
gata

Zweigriffliger 
Weißdorn

Rosa elliptica 
agg.

Keilblättrige 
Rose

Cytisus scopa-
rius

Besen-Ginster Salix repens Kriech-Weide

Euonymus euro-
paea

Gem. Spindel-
strauch

Viburnum opulus Gewöhnlicher 
Schneeball (H)

Lonicera xyloste-
um

Gemeine He-
ckenkirsche

Rechtsgrundlagen
BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist

BauNVO - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist

BbgBO - Brandenburgische Bauordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. No-vember 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 5])

BbgWG - Brandenburgisches Wassergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. März 2012 (GVBl.I/12, [Nr. 20]), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. De-zember 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 28])

Flurstücksverzeichnis

Flurstücke 102, 10 und 9/3 der Flur 17, Gemarkung Finow

Städtebaulicher Vertrag

Zu diesem Bebauungsplan gehört ein städtebaulicher Vertrag. In diesem 
werden folgende Belange geregelt:
• Zusicherung vor Eingriffen auf dem ehemaligen Friedhof die Stadt einzu-
binden,
• Verpflichtung zuerst die Bebauung im MI1 zu errichten,
• Bekenntnis, dass mindestens 25 % bezahlbare und mietpreisgünstige 
Wohnungen errichtet werden. 
• Sicherung der O-Bus-Masten,
• Sicherung der Ersatzaufforstung,
• Schutz der Flatterulme in der Bauphase,
• Regelung zum Einsatz insektenfreundlicher Leuchtmittel,
• Regelung zur Umsetzung der Feldsteinhaufen,
• Verpflichtung zur Verbesserung der Biodiversität,
• Sicherung eines Geh- und Fahrrechtes zu Gunsten des Bethauses,
• Regelungen bei Abweichungen vom Vertrag, zum Haftungsausschluss 
der Stadt, zu Vertragsstrafen und zur Rechtsnachfolge,
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Ergänzende Information zur Verarbeitungstätigkeit zum Städtebaulichen Vertrag Nr.: 61-2023-06 
zur allgemeinen Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Stadt Eberswalde 

gemäß Artikel 12 bis 22 und 34 der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

 

Die allgemeine Information zur Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch die Stadt Eberswalde wird hinsichtlich der konkreten Verar-
beitungstätigkeit zum Städtebaulichen Vertrag Nr.: 61-2023-06 durch 
nachfolgende Informationen wie folgt ergänzt: 

Zu: 

1 Kontaktdaten 
1.2 Bestimmte Stelle 

Zweckmäßigerweise werden die personenbezogenen Daten durch die 
nachfolgend bestimmte Stelle innerhalb der Behörde verarbeitet: 

Stadt Eberswalde 
Stadtentwicklungsamt 
Breite Straße 41-44, 16225 Eberswalde 
Telefon: 03334 / 64610,                                                                             
E-Mail:stadtentwicklungsamt@eberswalde.de 

2 Zweckbestimmung und Rechtsgrundlagen 

Die Daten werden zu nachfolgend benanntem Zweck verarbeitet: 

Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan Nr. 527 „Finowtal“ 

Die Rechtsgrundlage(n) zur Verarbeitungstätigkeit bildet: 

Baugesetzbuch 

3 Erhebung von Daten bei Dritten 

 Die Verantwortliche erhebt ausnahmsweise Daten bei folgenden 
Dritten (Information nach Art. 14 DSGVO): 

 

4 Pflichten zur Bereitstellung personenbezogener Daten 

 Es besteht keine Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen 
Daten. 

 Die Pflicht zur Bereitstellung personenbezogener Daten ergibt sich 
aus folgenden Regelungen: 

       

Folge bei Nichtbereitstellung personenbezogener Daten: 

       

5 Datenübermittlungen  

 Die Daten werden nicht an Dritte übermittelt. 

 Die Daten werden an nachfolgende Dritte übermittelt: 

       

 Die Daten werden an Drittstaaten/internationale Organisationen 
übermittelt: 

       

Rechtsgrundlage(n) für die Übermittlung bildet/bilden: 

        

6 Automatisierte Entscheidungsfindung (Profiling) 

 Abweichend findet eine automatisierte Entscheidungsfindung (Pro-
filing) entsprechend nachfolgend beschriebener involvierter Logik, 
Tragweite und angestrebter Auswirkung statt: 

 Logik:        

Tragweite:       

Auswirkung:       

7 Speicherfristen 

 Die Daten werden unverzüglich nach Zweckerfüllung (Punkt 2) ge-
löscht.  

 Die Daten werden nach Ablauf einer gesetzlichen Aufbewahrungs-
frist gelöscht: 

 [Frist] gemäß [Rechtsgrundlage] 
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1 WWH GmbH                                                 Maßnahmenblatt 

 

 

 

 
 

  

Maßnahmenblatt 

WaldWieseHolz GmbH 

Lindenstraße 43                                      

15337 Buckow                                                

Tel: +49 178 7867865     

rudolf.ehwald@wwholz.com 

Maßnahmenblatt 

Maßnahmenblatt zur Realisierung einer Erstaufforstungsmaßnahme 

WaldWieseHolz GmbH 
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2 WWH GmbH                                                 Maßnahmenblatt 

Maßnahme: Erstaufforstung in der Gemarkung Wellmitz 

AUFWERTUNGSZIEL Erstaufforstung Mischwald mit Waldrandgestaltung 

 

Die IZ GmbH und C.o KG verpflichtet sich gegenüber der Stadt zur Kompensation von ca. 1,5 ha Fläche, 

welche in der Gemarkung Finow, Flur 17 liegt und die Flurstücke 102, 10 und 9/3 umfasst, durch: 

• 6.400 m² Ersatzaufforstung als Erstaufforstung in der Gemarkung Wellmitz, Flur 4, FlSt. 320 

und 712 (siehe Karte) zuzüglich einer Waldrandgestaltung auf der besagten Fläche von 5 m 

Breite (siehe Pflanzplan) 

Diese Maßnahme soll die Waldinanspruchnahme durch den Bebauungsplan Nr. 527 „Finowtal“ 

ausgleichen. 

Die WWH GmbH wird diese Erstaufforstung realisieren und auch bis zur Abnahme der gesicherten 

Kultur pflegen. Es existiert ein Vertrag zwischen der IZ GmbH und C.o KG nach dem §9 LWaldG.  

Die WWH GmbH sichert die Abnahme der Kompensationsmaßnahme als gesicherte Kultur gegenüber 

der OBF Siehdichum zu und stellt die IZ GmbH und C.o KG von allen mit der Kompensation in 

Verbindung stehenden Kosten frei. 

Zur EA: 

• Für die Erstaufforstung liegt eine EA-Genehmigung des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

OBF Siehdichum gemäß §9 LWaldG (Gesch. Z. LFB 24.06.-3107/03/21). 

• Die EA-Fläche wurde nach den für den Landeswald Brandenburg jeweils geltenden Waldbau- 

und Qualitätsstandarts (Grüner Ordner), nach den anerkannten Regeln zum Einsatz der 

Technik und im Sinne der guten forstlichen Praxis mit einheimischen Bäumen aufgeforstet. Die 

jeweilige Verteilung der Baumarten ist im Pflanzplan kenntlich gemacht worden. 

Es wurden folgenden Maßnahmen durchgeführt: 

• Nov. 2022:  

o Mulchen der gesamten Fläche mittels Forstmulcher 

o Bodenlockerung mithilfe Tiefenmeißel (Tiefe von 50 cm) 

o Anlage von Pflanzreihen mit Reihenabstand von 2,00 m 

• Dez.2022:  

o Errichtung Wildschutzzaun 

o verwendetes Material: Knotengeflecht, Höhe 2,00 m, sicher gegen alle Wildarten, Z-

Profile alle 5 m, Eckpfähle aus Robinie 

• Jan. 2023:  

o Pflanzung manuell per Hand 

Pflanzschema: 

• FlSt. 320: 50% Sandbirken, 25% Hainbuche, 25% Weiß-Ulme; Waldrand: je 1/3 Hundsrosen, 

Schlehen und Elsbeeren 

• FlSt. 712: 100% gemeine Kiefer, Waldrand: je 1/3 Hundsrosen, Schlehen und Elsbeeren 



 

 

3 WWH GmbH                                                 Maßnahmenblatt 

Pflanzverband: 

• ca. 4.000 /ha für Sandbirke und Weiß-Ulme 

• ca. 6.000/ha für Hainbuche 

• 10.000/ha für Kiefer 

• 2.500/ha bei den Waldrandarten  

• genaue Anzahl siehe Pflanzplan 

Pflanzsortimente 

• 2-jährig gest. Sämling 2/0 für Kiefer 

• 2-jährig verschult Sämling 1/1 für alle weitern Baum- bzw. Straucharten 

• Größe aller verwendeten Baum- bzw. Straucharten: 50-80 cm 

• Herkunft: 851 04(Kiefer), 804 02(Sandbirke), HK 2.1 (Weißulme), 806 02(Hainbuche) 

 

Der Erlass des MIL/MUGV zur „Sicherung gebietsheimischer Herkünfte bei der Pflanzung von Gehölzen 

in der freien Natur“ vom 23. Oktober 2013 wurde beachtet. Für das Pflanzmaterial wurde der Nachweis 

für die Verwendung von autochthonem Pflanzmaterial aus anerkannten Herkünften bzw. der forstliche 

Herkunftsnachweis (entsprechend Forstvermehrungsgutgesetz FoVG) vor der Pflanzung vorgelegt. Auf 

den Lieferscheinen wurde die FoVG-Betriebsnummer angegeben. 

Für notwendig werdende Nachbesserungen und Wiederholungspflanzungen auf der Fläche wird 

ausschließlich zugelassenes Vermehrungsgut verwendet.  

Die forstrechtliche Kompensation gilt als abgeschlossen und der Vertrag zwischen der IZ GmbH & C.o 

KG gilt als erfüllt, wenn die Bestätigung der OBF Siehdichum in Form eines Endabnahmeprotokolls 

(frühstens 5 Jahre nach der Pflanzung) erfolgte. Bis zu diesem Zeitpunkt sind eventuelle 

Nachbesserungen bzw. Pflegemaßnahmen auf Kosten der WWH GmbH durchzuführen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

WaldWieseHolz GmbH, Geschäftsführer: Rudolf Ehwald Kontakt: Lindenstraße 43, 15377 Buckow            

E-Mail: rudolf.ehwald@wwholz.com Telefon: +49 178 7867865      
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